
Die Disziplinarkommission beim Bundesministerium für Inneres hat zu Recht erkannt: 

Gruppeninspektor NN ist gemäß § 126 Abs. 2 BDG schuldig: 

1. Er hat am 04. Jänner 2017, um ca. 23:20 Uhr, auf der NN im Gemeindegebiet von NN, 

Bezirk NN, in zivil und außer Dienst, als Lenker des Kraftfahrzeuges mit dem behördlichen 

Kennzeichen NN,  

a. einen Verkehrsunfall mit Personenschaden verursacht, bei dem zwei Personen 

verletzt wurden,  

b. unmittelbar danach die Unfallstelle verlassen und es unterlassen den 

Verkehrsunfall unverzüglich der nächsten Sicherheitsdienststelle anzuzeigen.   

2. Er hat es als Beamter der „NN“ am 10. Juni 2017, ab ca. 15:00 Uhr, im Zusammenhang 

mit einem ihm bekannten illegalen Straßenrennen, mit ca. 50 Lenkern von hoch 

motorisierten Autos, NN, unterlassen, aus eigenem Antrieb, geeignete Maßnahmen zu 

treffen, um schwere Verwaltungsübertretungen zu verhindern, bzw. zu verfolgen und um  

ca. 15:40 Uhr die Zusammenarbeit mit einer von der Landesverkehrsabteilung 

eingesetzten „Radarstreife“, ohne dienstlichen Grund beendet, den Einsatzort verlassen 

und dadurch die sofortige Anhaltung und Ahndung von 17 ausländischen 

Kraftfahrzeuglenkern, die mit gefahrenen Geschwindigkeiten zwischen 148 und 225 

km/h (130 km/h erlaubte Höchstgeschwindigkeit) gemessen wurden, verhindert.  

3. Er hat es am 10. Juni 2017, um 17:00 Uhr, im Zusammenhang mit einer über Notruf 

erstatteten  Anzeige, wonach 3 Ferrari, bzw. Porsche auf der zweispurigen NN langsam 

nebeneinander fuhren und dadurch den nachfolgenden Fahrzeugverkehr behinderten, 

bzw. gefährdeten, unterlassen die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen.  

 

Der Disziplinarbeschuldigte hat dadurch Dienstpflichten nach  

 § 43 Abs. 1 BDG, nämlich seine  dienstlichen Aufgaben treu, gewissenhaft, engagiert und 

aus eigenem zu besorgen, 

 § 43 Abs. 2 BDG, nämlich in seinem gesamten Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass 

das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen 

Aufgaben erhalten bleibt und 



 § 44 Abs. 1 BDG, in Verbindung mit den Erlässen BMI-OA1000/0253-II/1/2005 und BMI-

OA1000/0132-II/10/2012, nämlich die Weisungen von Vorgesetzten zu befolgen, 

gemäß § 91 BDG schuldhaft verletzt.  

Gemäß § 92 Abs. 1 Ziffer 3 BDG wird die Disziplinarstrafe der Geldstrafe in der Höhe von € 

2.500,- (zweitausendfünfhundert) verhängt.  Dem Beschuldigten werden gemäß § 117 Abs. 

2 BDG keine Verfahrenskosten vorgeschrieben. Die eigenen Kosten hat er selbst zu tragen. 

BEGRÜNDUNG 

GrInsp NN ist eingeteilter Beamter der Verwendungsgruppe E2b und als Mitarbeiter der NN 

zugewiesen.  

Dienstpflichtverletzungen 

Der Vorwurf von Dienstpflichtverletzungen ergibt sich aus den Disziplinaranzeigen der 

Landespolizeidirektion für Steiermark  

 vom 10. März 2017, GZ NN und  

 vom 11. September 2017, GZ NN,  

samt Beilagen. Daraus ergibt sich folgender Sachverhalt: 

 

Sachverhalt: 

Zu Punkt 1.  

Der Disziplinarbeschuldigte fuhr am 04. Jänner 2017, um ca. 23:20 Uhr, mit seinem PKW auf 

der NN durch das Gemeindegebiet von NN in Richtung NN. Im Bereich von km 200,860 fuhr 

er dem vor ihn fahrenden PKW NN, gelenkt von NN auf. Nach dem Anprall wurden beide 

Kraftfahrzeuge von den Lenkern auf den Pannenstreifen gelenkt und angehalten. Der 

Disziplinarbeschuldigte setzte unmittelbar danach seine Fahrt fort, ohne sich um die 

Unfallbeteiligten zu kümmern und den Verkehrsunfall anzuzeigen. Eine Nachschau der 

ermittelnden Beamten der NN am Wohnort des Disziplinarbeschuldigten war negativ. GrInsp 

NN konnte im Zuge der eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen erst am 05. Jänner 2017, um 

07:40 Uhr, im Warteraum des praktischen Arztes Dr. NN aufgegriffen werden. Ein 

durchgeführter Alkotest verlief negativ.  



 

Verletzungen 

 NN und seine Ehefrau (Beifahrerin) erlitten leichte Verletzungen; die Dauer der 

Gesundheitsbeeinträchtigung lag unter 14 Tagen (§ 88 Abs. 2 Ziffer 3 StGB). 

 Der Disziplinarbeschuldigte erlitt ebenfalls leichte Verletzungen.  

 

Zu Punkt 2. 

Vorbemerkungen: 

Nach Erkenntnissen des Verkehrsministeriums und der Verkehrspolizei finden im 

europäischen Raum immer wieder illegale Straßenrennen (in der Szene selbst Streetracing 

genannt) statt, deren Teilnehmer sich über die sozialen Medien kurzfristig absprechen und 

diese Rennen über eine längere Strecke auf öffentlichen Straßen, durchführen. Durch die 

gefahrenen Geschwindigkeiten, von teils weit über 200 km/h, ergibt sich ein sehr hohes 

Gefährdungspotential und kam es in der Vergangenheit bereits zu schweren 

Verkehrsunfällen. Teilnehmer an diesen Rennen sind überwiegend Besitzer leistungsstarken 

Sportwagen (Lamborghini, Ferrari, Porsche usw.).  

 

Zur Sache: 

Am Abend des 09. Juni 2017 erlangte die Landespolizeidirektion NN Kenntnis davon, dass für 

10. Juni 2017, ab 12:00 Uhr, ein illegales Straßenrennen von NN geplant wäre. Die Route 

führte dabei über die NN. Die Landesleitzentrale der LPD informierte daher am 09. Juni 2017, 

um 17:35 Uhr, die API NN (Einsatzbericht Nr. NN, vom 09.06.2017). Zusätzlich übermittelte 

AbtInsp NN, ein Mail an die API NN, mit entsprechenden Informationen über dieses Rennen 

und bereits geplante Maßnahmen der LVA und der NN. Von der LVA wurde eine 

Radarstreife, besetzt mit GrInsp NN, abkommandiert. Dieser hatte den Auftrag, in 

Zusammenarbeit mit der API NN, Radarmessungen durchzuführen. Zweck dieser Anordnung 

war, bei festgestellten Geschwindigkeitsüberschreitungen, die sofortige Anhaltung der 

überwiegend ausländischen Kraftfahrzeuglenker und deren Bestrafung.  



Dieses illegale Rennen, an welchem ca. 50 Sportwagenfahrer teilnahmen, fand dann 

tatsächlich statt, wobei die Teilnehmer ca. zwischen 16:20 und 17:50 Uhr den 

Überwachungsbereich der API NN passierten. Von der eingesetzten Radarstreife wurden bei 

17 Fahrzeugen Geschwindigkeitsüberschreitungen gemessen, davon bei 8 Lenkern über 170 

km/h (maximal 225 km/h), bei erlaubter 130 km/h Höchstgeschwindigkeit. Eine sofortige 

Anhaltung, bzw. Ahndung samt vorläufiger Abnahme des Führerscheins  (bei 

Geschwindigkeitsüberschreitung von mehr als 50 km/h) ist vor allem aus präventiven Gründen 

unbedingt angezeigt und stellt eine Sofortmaßnahme dar, die potentiell geeignet ist die 

Verkehrssicherheit zu erhöhen.  

Am 10. Juni 2017, um ca. 12:00 Uhr, kontaktierte der von der LVA eingesetzte Radarbeamte 

GrInsp NN die API NN und vereinbarte mit dem Disziplinarbeschuldigten GrInsp NN den 

Kontrollort (Aufstellung des Radargerätes) im Bereich NN. Die Streife NN A9 würde sodann 

die Anhaltungen im Bereich der Staatsgrenze bei NN vornehmen. Um 12:40 Uhr meldete 

GrInsp NN Einsatzbereitschaft. Zwischen 13:30 Uhr und 14:00 Uhr nahmen die 

Disziplinarbeschuldigten sodann persönlich Kontakt mit dem Radarbeamten auf und 

vereinbarten die weitere Vorgangsweise. Gegen 14:50 Uhr war aufgrund des Funkverkehrs 

bekannt, dass sich die Rennteilnehmer im Bereich NN befanden und es bereits zu massiven 

Geschwindigkeitsüberschreitungen gekommen war. Etwa  30-45 Minuten später befanden 

sich Teilnehmer im Bereich der NN, was ebenfalls aufgrund des Funkverkehrs bekannt sein 

musste. Um 15:40 Uhr teilte der Disziplinarbeschuldigte NN dem Radarbeamten GrInsp NN 

telefonisch mit, dass die Streife durch eine Amtshandlung gebunden sei und keine 

Anhaltungen durchführen könne. Ab 16:20 Uhr passierten Fahrzeuge mit überhöhter 

Geschwindigkeit den Standort der Radarmessung bei der Auffahrt/Abfahrt Straß. GrInsp NN 

kontaktierte deswegen zur gleichen Zeit telefonisch den Disziplinarbeschuldigten GrInsp NN, 

der angab, noch immer durch eine Amtshandlung gebunden zu sein.  

Die DB führten im Zeitraum von 16:20 Uhr bis 17:50 (Messungen von 

Geschwindigkeitsüberschreitungen) keine Anhaltungen durch und beanstandeten keinen 

einzigen Teilnehmer an diesem illegalen Straßenrennen. Sie fuhren auf der dem Rennverlauf 

entgegengesetzten Richtungsfahrbahn der NN und rückten um ca. 17:00 Uhr in der 

Dienststelle ein. Zu einer Kontaktaufnahme mit dem eingesetzten Beamten für die 

Radarmessungen, oder einer Informationseinholung (Funkanfragen bei anderen 



eingesetzten Kräften) kam es nicht. Sie setzten keinerlei Aktivitäten, sich über den Stand des 

Rennens und die aktuelle Situation zu informieren. Sie haben im Zeitraum von 15:40 bis 

17:00 Uhr keinen Einsatzbefehl erhalten und es gab keinen dienstlich notwendigen Grund, 

den Einsatzort bei der Grenze  zu verlassen und den Einsatz  gegen die Teilnehmer dieses 

illegalen Straßenrennens abzubrechen.  

Von den 17 gemessenen Teilnehmern am Rennen konnte das Verwaltungsstrafverfahren in 

16 Fällen rechtskräftig abgeschlossen werden.  

 

Zu Punkt 3.  

Vorbemerkungen 

Bei den einzelnen Landespolizeidirektionen der Bundespolizei sind Landesleitzentralen (LLZ) 

eingerichtet, denen die Entgegennahme von Notrufen, sowie die Koordination und 

Einteilung von Einsätzen obliegt. Sie verfügt dazu über eine Übersicht aller im Bundesland 

verfügbaren Polizeikräfte. Die LLZ handelt daher im Auftrag der Landespolizeidirektion und 

ist berechtigt, den nachgeordneten Dienststellen Aufträge (in der Regel Einsatzbefehle) zu 

erteilen. Die angesprochene Dienststelle hat diese Aufträge umgehend umzusetzen, oder 

eine allfällige, begründete Verhinderung sofort zu melden, damit der Einsatz anderen 

verfügbaren Kräften zugewiesen werden kann. Der Sinn liegt darin, dass vor allem bei 

Notrufen, eine sofortige Einsatzzuweisung und Abklärung der Lage vor Ort erfolgen kann.  

 

Zur Sache 

Am 10. Juni 2017, um 17:02 Uhr, ging bei der LLZ ein Notruf ein, wonach auf der NN, 3 

Sportwägen, verkehrsgefährdend/verkehrsbehindernd unterwegs seien. Die Einsatzzentrale 

wies die zuständige API NN an, diesen Einsatz zu übernehmen. Zuständig für die 

Einsatzübernahme und Abklärung der Situation vor Ort war die Streife NN, besetzt mit den 

beiden Disziplinarbeschuldigten. Der DB und GrInsp NN, die sich zu diesem Zeitpunkt in der 

Dienststelle aufhielten rückten nicht aus, weil letzterer aus medizinischen Gründen einen 

Verband wechseln musste. Sie verblieben weiterhin in der NN. Sie unterließen es auch die 



LLZ darüber zu informieren, oder dafür zu sorgen, dass andere Einsatzkräfte den Sachverhalt 

abklären würden.  

Angaben von Zeugen 

Der von der LVA eingesetzte Beamte für die Durchführung der Radarmessungen, GrInsp NN, 

gab bei seiner niederschriftlichen Einvernahme im Wesentlichen an, dass der Mess- und 

Anhalteort gemeinsam mit der Streife NN abgesprochen worden sei. Die ersten 

Rennteilnehmer wären um ca. 16:20 Uhr vorbeigefahren, wobei die Route und ungefähre 

Ankunftszeit, aufgrund des regen Funkverkehrs, bereits vorher bekannt war. Um ca. 15:40 

Uhr habe ihn die Streife mit GrInsp NN in Kenntnis gesetzt, dass sie wegen einer 

Amtshandlung gebunden sei. Um ca. 16:20 Uhr seien erstmals Rennteilnehmer mit 

überhöhter Geschwindigkeit gemessen worden und er habe die Streife um die vereinbarte 

Unterstützung ersucht. GrInsp NN habe wiederrum mitgeteilt, durch eine Amtshandlung 

gebunden zu sein. In weiterer Folge sei es dann zu keinem weiteren Kontakt mit der Streife 

NN gekommen.  

 

Angaben der Disziplinarbeschuldigten  

Der Disziplinarbeschuldigte GrInsp NN gab an, er habe keinen Befehl von einem 

Vorgesetzten erhalten. Vom illegalen Straßenrennen habe er von seinem Kollegen erfahren. 

Den Standort habe man verlassen, weil keine Rennteilnehmer aufgetaucht seien. Man habe 

auch geglaubt, dass es sich nur um ein Auto handeln würde. Den Notruf habe man nicht 

bearbeitet, weil man ohnehin zu spät gekommen wäre.  

Der Disziplinarbeschuldigte GrInsp NN gab an, er habe keinen Befehl von einem 

Vorgesetzten erhalten. Wegen einer Amtshandlung habe man die Funksprüche offenbar 

überhört. Beim Anruf des Radarbeamten sei man davon ausgegangen, dass es sich nur um 

ein Auto handeln würde und man sei deshalb auf der NN in die Gegenrichtung gefahren. Auf 

den Notruf habe man nicht reagiert, weil kein Kennzeichen bekannt gewesen und man 

ohnehin zu spät gekommen wäre. Außerdem habe er aus medizinischen Gründen einen 

Verbandwechsel durchführen müssen.  



Mit Einleitungsbeschlüssen der Disziplinarkommission, GZ NN und NN, wurde die mündliche 

Verhandlung anberaumt und – nach Abschluss der Straf- und Verwaltungsstrafverfahren - 

am 04. Juli 2018 durchgeführt.  

 

Angaben des Disziplinarbeschuldigten  

Der Disziplinarbeschuldigte war in der mündlichen Verhandlung geständig und bereute die 

Verletzung von Dienstpflichten, sowie die Begehung der Verwaltungsübertretung. 

Zusammenfassend führte er im Wesentlichen aus, dass man sicher anders und besser hätte 

agieren müssen. Er werde seine dienstlichen Aufgaben in Zukunft ordentlich und 

gewissenhaft erledigen. 

Plädoyer der Verteidigerin 

Die Verteidigerin verwies auf das letztlich reumütige Geständnis und die Einsicht des DB. Er 

werde seine Dienstpflichten in Zukunft ordnungsgemäß erfüllen. Unter Hinweis auf die 

gegebenen Milderungsgründe beantragte sie eine milde Strafe. 

Die Disziplinarkommission hat dazu erwogen: 

Auf dieses Verfahren ist die Geschäftsordnung der Disziplinarkommission für das Jahr 2017 

anzuwenden.  

 

§ 43 (1)BDG Der Beamte ist verpflichtet, seine dienstlichen Aufgaben unter Beachtung der geltenden 

Rechtsordnung treu, gewissenhaft und unparteiisch mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln aus 

eigenem zu besorgen. 

(2) Der Beamte hat in seinem gesamten Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen der 

Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt.  

 

§ 44 Abs. 1 Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu unterstützen, und ihre Weisungen, soweit 

verfassungsgesetzlich nicht anderes bestimmt ist, zu befolgen. Vorgesetzter ist jeder Organwalter, der 

mit der Dienst- oder Fachaufsicht über den Beamten betraut ist. 

  

Erlass des BMI OA1000/0132-II/10/2012 idF vom 14.08.2012 

Einsatz-, Grenz- und Fremdenpolizeiliche Abteilung (EGFA) 



Dieser Abteilung obliegt insbesondere: 

4. Anordnung der Einsätze und Erstellung der Einsatzaufträge; 
11. Führung der Landesleitzentrale  

 

FB EGFA 3 (Landesleitzentrale - LLZ) 

1. Führung der Landesleitzentrale; 
2. Leitung von Einsätzen und Koordination von Kräften;  
3. Notruf-, Alarm- und Fahndungsangelegenheiten; 
4. Weitergabe dringender Informationen per Funk (einschließlich EKIS-Anfragen);  

 
Erlass des BMI-OA1000/0253-II/1/2005 – Exekutivdienstrichtlinien 

Punkt 3.2 Streifendienst 

Ein wesentliches Element des Exekutivdienstes ist der Streifendienst. Dier hat den Zweck 

2. Anlässe für ein präventives oder repressives Einschreiten bereits möglichst frühzeitig 

wahrzunehmen und selbständig die erforderlichen Maßnahmen zu setzen, 

4. im Bedarfsfall über Weisung oder Anzeige unverzüglich einzuschreiten. 

 

Zur Schuldfrage:  

Das Beweisverfahren hat  zweifelsfrei ergeben, dass der DB seine Dienstpflichten schuldhaft 

verletzt hat.  

.  

Dienstpflichtverletzung nach § 43 Abs. 1 BDG  

Zu Punkt 2.   

Gemäß § 43 Abs. 1 BDG hat der Beamte seine dienstlichen Aufgaben treu, gewissenhaft und 

engagiert aus eigenem zu erfüllen. Er darf also während der Ausübung seines Dienstes keine 

strafbaren Handlungen (Beachtung der geltenden Rechtsordnung) begehen (VwGH 4.9.1990, 

88/09/0013) und muss die ihm übertragenen Aufgaben – welche sich wiederum aus seiner 

Arbeitsplatzbeschreibung und den von ihm zu vollziehenden Gesetzen ergeben - ordentlich 

aus eigenem Antrieb erledigen (treu und gewissenhaft, engagiert).  



Der Disziplinarbeschuldigte ist als Beamter der Landesverkehrsabteilung überwiegend für die 

Vollziehung der straßenpolizeilichen Vorschriften und daraus folgend, für die Sicherheit auf 

öffentlichen Straßen – konkret für die Autobahn im Überwachungsbereich der NN - 

verantwortlich. Diese Verantwortung müssen sie gemäß § 43 Abs. 1 BDG – im konkreten Fall 

ergänzt durch Punkt 3.2. der Exekutivdienstrichtlinien - selbständig wahrnehmen (arg.: aus 

eigenem Antrieb) und können sie sich nicht darauf berufen, nur bei konkreten Anordnungen 

von Vorgesetzten, tätig werden zu müssen. Die Überwachung der erlaubten 

Höchstgeschwindigkeit ist für die Autobahnpolizei eine klassische polizeiliche Aufgabe und 

ist in jedem Fall von den diensthabenden Beamten selbständig wahrzunehmen. Es wäre also 

an ihnen gelegen, den Verkehrsstreifendienst, zu dem sie selbst eingeteilt, nach den 

aktuellen verkehrspolizeilichen Bedürfnissen durchzuführen. Der DB hatte nachweislich 

Kenntnis vom illegalen Straßenrennen; er hätte sich daher aus eigenem Antrieb heraus, 

ständig über die aktuelle Lage (z.B. Standort und Anzahl der Teilnehmer an diesem Rennen) 

informieren und danach situationsadäquat reagieren müssen. Das vorzeitige Verlassen jenes 

Standortes, der in Abstimmung mit dem für die Radarmessungen eingeteilten Beamten der 

NN vereinbart wurde, ohne wichtigen dienstlichen Grund (es gab keinen konkreten Befehl einen 

Einsatz, oder eine bestimmte Amtshandlung zu übernehmen), war vor dem Hintergrund des für 

die Gewährleistung der Verkehrssicherheit wichtigen Einsatzes – nicht zulässig. Beide 

Disziplinarbeschuldigte haben nicht nur jegliche, aktive Informationseinholung unterlassen, 

sondern sich zur entscheidenden Zeit nicht um dieses Ereignis (illegales Straßenrennen) 

gekümmert. Sie haben sich nicht ein einziges Mal beim eingeteilten Radarbeamten, oder bei 

anderen eingesetzten Kräften, oder allenfalls der NN, über den aktuellen Stand dieses 

Rennens informiert. Sie haben ihre Aufgaben als Verkehrspolizisten nicht erfüllt und sich um 

dieses Rennen, von dem - schon aufgrund der auch im konkreten Fall nachweislich hohen 

gefahrenen Geschwindigkeiten – ein beträchtliches Gefahrenpotential ausging, nicht 

gekümmert.  

 

Dienstpflichtverletzung nach § 43 Abs. 2 BDG 

Punkt 1. 

Der Disziplinarbeschuldigte ist Polizeibeamter einer Autobahnpolizeiinspektion; zu seinen 

Aufgaben gehört der Vollzug des Strafgesetzes (Schutz des Lebens und der körperlichen 



Unversehrtheit), sowie als Verkehrspolizist gerade auch die Überwachung der Einhaltung der 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften. Er ist in Ausübung seines Dienstes als 

Exekutivbeamter verpflichtet, wahrgenommene Verkehrsübertretungen zu verfolgen und 

die erforderlichen Maßnahmen treffen. Als eine geradezu klassische verkehrspolizeiliche 

Tätigkeit ist die Erhebung von Verkehrsunfällen, die Hilfeleistung gegenüber verletzten 

Personen und die Ausforschung von fahrerflüchtigen Lenkern anzusehen. Insoweit der DB 

nach einem von ihm zu verantwortenden Verkehrsunfall die notwendigen Maßnahmen 

unterließ und Fahrerflucht beging, ist er überführt, genau jene Rechtsgüter verletzt zu 

haben, deren Schutz und Vollziehung zu den Kernaufgaben eines jeden Polizeibeamten 

gehören. Gemäß ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes werden gerade an 

Polizeibeamte qualifizierte Anforderungen gestellt, da diese im Rahmen ihrer dienstlichen 

Aufgaben zum Schutz vor Verletzungen des Straf- und Verwaltungsstrafrechts berufen sind 

und man von ihnen erwarten können muss, dass sie die darin geschützten Rechtsgüter nicht 

selbst verletzen (zB: VwGH 15.4.1985, 84/12/0229; DOK: 17.9.1990, 126/10-DOK/89). Wenn 

ein Polizeibeamter, dem kraft Gesetz und interner Weisungen ein besonders 

vorschriftengetreues Verhalten vorgeschrieben wird und zu dessen dienstlichen 

Obliegenheiten die Überwachung der Einhaltung straßenverkehrsrechtlicher Normen und 

des Strafrechts zählt, selbst gegen grundlegende Bestimmungen dieser Rechtsvorschriften 

verstößt, so ist dieses Verhalten zweifellos geeignet, das Vertrauen der Allgemeinheit in die 

sachliche Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben zu beeinträchtigen. Polizeiliche 

Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit werden von der Bevölkerung 

einerseits stark gefordert und andererseits von den betroffenen Kfz-Lenkern als besonders 

restriktiv erlebt. Umso schädlicher ist es daher für das Ansehen der Polizei, wenn ein Polizist 

selbst in diesem Bereich straffällig wird. Die Öffentlichkeit hat kein Verständnis dafür, wenn 

ein Polizeibeamter nach einem von ihm verursachten Verkehrsunfall Fahrerflucht begeht 

und sich auch Stunden nach dem Vorfall nicht bei der Polizei meldet. Gerade von einem 

Polizeibeamten muss erwartet werden, dass er sich korrekt verhält, also insbesondere die 

Unfallstelle absichert, sich davon überzeugt ob die Beteiligten verletzt sind und – wenn er 

dazu in der Lage ist – erforderlichenfalls Erste Hilfe leistet und unverzüglich die nächste 

Sicherheitsdienststelle vom Vorfall verständigt. All dies hat der DB unterlassen. Dass nach 

ihm sogar gefahndet werden musste und er erst Stunden nach dem Vorfall im Wartezimmer 

eines Arztes ausgeforscht werden konnte wirft ein geradezu peinliches Bild auf die Polizei. 



Gerade in Zeiten, in denen der öffentliche Dienst kritischen Augen der Öffentlichkeit 

gegenübersteht, muss von den Bediensteten ein einwandfreies Verhalten erwartet werden.  

 
Dienstpflichtverletzung nach § 44 Abs. 1 BDG  

Zu Punkt 3.  

Gemäß § 44 Abs. 1 BDG hat der Beamte die Weisungen seiner Vorgesetzten zu befolgen. Das 

bedeutet, dass er sowohl die vom Bundesministerium für Inneres verlautbarten Erlässe, 

sowie auch schriftliche Befehle der zuständigen Landespolizeidirektion und schriftliche oder 

mündliche Befehle seiner Vorgesetzten zu befolgen hat. Gerade die Befolgung von 

Weisungen ist in einer Sicherheitsbehörde Voraussetzung dafür, eine dem gesetzlichen 

Auftrag entsprechende Erfüllung der sicherheits- und kriminalpolizeilichen Aufgaben zu 

garantieren. Wie auch der Verwaltungsgerichtshof wiederholt entschieden hat, zählen 

Verletzungen der Dienstpflicht nach § 44 Abs. 1 BDG zu den schwerwiegenden Verfehlungen 

gegen die grundlegendsten Pflichten im Rahmen eines jeden Beamtendienstverhältnisses 

und ist die Befolgung von dienstlichen Anordnungen für den ordnungsgemäßen sowie 

effizienten Ablauf des Dienstes von essentieller Bedeutung (57/8-DOK/08 vom 11.11.2008 ). 

Aus der oben dargestellten Erlasslage ergibt sich, dass die NN als Organisationseinheit der 

Landespolizeidirektion berechtigt ist, Weisungen an nachgeordnete Dienststellen zu erteilen. 

Dies ist auch der Zweck einer Einsatzzentrale, wie sie die Landesleitzentrale der NN ist. Laut 

Diensteinteilung vom 10. Juni 2017 war die NN (damit die Disziplinarbeschuldigten) 

zuständig für die Bearbeitung der über Notruf erstatteten Anzeige und der Klärung des 

Sachverhaltes. Die beiden DB haben auf diese Anzeige nicht reagiert; weder kümmerten sie 

sich selbst um eine rasche Aufklärung der Sache, noch setzten sie  – geht man davon aus, 

dass wegen des Verbandwechsels die sofortige Einsatzbereitschaft tatsächlich nicht gegeben 

war - eine andere Streife vom Sachverhalt in Kenntnis, meldeten ihre Verhinderung, oder 

leiteten irgendwelche Maßnahmen (z.B. eine Fahndung) ein.  

 

Strafbemessung - § 93 BDG 

Gemäß § 93 Abs. 1 BDG 1979 ist das Maß für die Höhe der Strafe die Schwere der 

Dienstpflichtverletzung; dabei ist jedoch darauf Bedacht zu nehmen, inwieweit die 



beabsichtigte Strafhöhe erforderlich ist, um den Disziplinarbeschuldigten von der Begehung 

weiterer Dienstpflichtverletzungen abzuhalten. Zu berücksichtigen sind aber auch die 

bisherigen dienstlichen Leistungen sowie sein Verhalten im  Dienststand und die Qualität der 

bisherigen Dienstleistung. Der erkennende Senat hat sich nach der Judikatur des VwGH 

jedenfalls ein umfassendes Bild des Disziplinarbeschuldigten zu machen und dann eine 

Prognose zu stellen, inwieweit und in welchem Ausmaße eine Bestrafung notwendig ist. Für 

die Schwere der Dienstpflichtverletzung ist nicht nur maßgebend, in welchem objektiven 

Ausmaß gegen Dienstpflichten verstoßen oder der Dienstbetrieb beeinträchtigt wurde, 

sondern es muss die Bestrafung grundsätzlich in einem angemessenen Verhältnis zum 

Unrechtsgehalt der Verfehlung stehen und sie muss spezial- und generalpräventiv 

erforderlich sein. Innerhalb des Schuldrahmens darf keine strengere Strafe verhängt werden, 

als sie aus Gründen der Spezialprävention notwendig erscheint (vgl. Kucsko-Stadlmayer, Das 

Disziplinarrecht der Beamten
3
, 78 ff; VwGH vom 14.11.2007, 2005/09/0115).  

  

Milderungsgründe:  

 reumütiges Geständnis (§ 34 Abs. 1 Ziffer 17 StGB) 

 positive Zukunftsprognose 

 disziplinäre und strafrechtliche Unbescholtenheit (§ 34 Abs. 1 Ziffer 2 StGB) 

 Belobigungen 

 Rennteilnehmer konnten im Verwaltungsstrafverfahren bestraft werden (allerdings kein 
präventiver Effekt, weil keine FSch-Abnahme vor Ort erfolgte) 

 

Erschwerungsgründe 

 Mehrere Dienstpflichtverletzungen 
 

Insgesamt liegt eine bereits schwerere Verletzung von Dienstpflichten vor, weshalb der 

erkennende Senat die Verhängung einer Geldstrafe in spezial-, und in generalpräventiver 

Hinsicht als notwendig erachtete. Allen Polizeibeamten muss klar sein, dass sie eine für die 

öffentliche Sicherheit wichtige Aufgabe haben und man muss von ihnen erwarten können, 

dass sie diese Aufgaben selbständig wahrnehmen, den Dienst engagiert und interessiert 

verrichten, sowie alles daransetzen in ihrem zugewiesenen Rayon das Recht durchzusetzen 

(Verhinderung und  Ahndung von Straftaten, bzw. Verwaltungsübertretungen). Dies hat der Beamte 

unterlassen; er hat am 10. Juni 2017 seine dienstlichen Aufgaben nicht erfüllt, sich nicht um 

die Vollziehung der straßenpolizeilichen Vorschriften gekümmert und nichts unternommen, 



um Teilnehmer an einem illegalen Straßenrennen effizient und engagiert zu verfolgen. Das 

diesbezügliche Versagen wurde als schwerwiegendste Dienstpflichtverletzung angesehen; die 

beiden weiteren waren bei der Strafbemessung erschwerend zu berücksichtigen. Dem Antrag 

der Disziplinaranwaltschaft war daher hinsichtlich des Strafrahmens statt zu geben; die 

Strafhöhe selbst war aufgrund der letztlich doch gegebenen Milderungsgründe etwas 

herabzusetzen. Durch die gewählte Sanktion ist der Unrechtsgehalt seiner Tat ausreichend 

gesühnt und es bedarf weder spezial- noch generalpräventiv einer höheren Strafe. Insofern 

wurde – auch aufgrund der Unbescholtenheit – von einer positiven Zukunftsprognose 

ausgegangen.  

 


